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SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EU Europäische Union
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

In der Sondersession im Mai 2021 nahm der Nationalrat ein Postulat der SPK-NR zur
Protokollierung bei Einbürgerungsverfahren mit 122 zu 54 Stimmen bei einer
Enthaltung an. Darin hatte die Kommission eine Evaluation der konkreten Umsetzung
der Protokollführung bei Einbürgerungsgesprächen sowie die Erarbeitung von Lösungen
zusammen mit betroffenen Kantonen gefordert. Das Postulat ging auf eine 2018
eingereichte und später abgelehnte parlamentarische Initiative Wermuth (sp, AG; Pa.Iv
18.478) zurück, welche die Einführung einer Protokollierungspflicht gefordert hatte. Das
nun zur Beratung stehende Postulat habe ihr gegenüber den Vorteil, dass es nicht in
kantonale Kompetenzen eingreife, sondern die Umsetzung des Bundesgesetzes durch
die Kantone evaluiere und mit diesen das Gespräch suche, erklärte Wermuth als
Kommissionssprecher im Ratsplenum. Wie Damien Cottier (fdp, NE) ebenfalls im Namen
der Kommission anmerkte, müssten negative Entscheide bei Einbürgerungsgesuchen
ausreichend begründet werden. Dies werde durch eine ungenügende oder fehlende
Protokollierung, insbesondere in Fällen, bei welchen die Entscheidungsgrundlage im
Gespräch liege, deutlich erschwert. In diesen Fällen könne folglich die
«ordnungsgemässe Anwendung des Bundesgesetzes und die Achtung des Rechts der
Einbürgerungsbewerber auf ein faires Verfahren» nicht gewährleistet werden. Der
Bundesrat hatte das Postulat zur Ablehnung empfohlen. Das bestehende
Akteneinsichtsrecht für die betroffenen Personen bedinge bereits, dass ein
umfassendes Einbürgerungsdossier mit allen entscheidrelevanten Informationen, so
auch dem Inhalt des Einbürgerungsgesprächs, geführt werden müsse. Zudem lege sie im
Bereich der ordentlichen Einbürgerung grossen Wert auf die kantonale Autonomie,
betonte die Regierung. 1

POSTULAT
DATUM: 04.05.2021
CATALINA SCHMID

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Le conseiller national neuchâtelois Damien Cottier (plr, NE) a déposé en décembre
2020 un postulat co-signé par 20 autres parlementaires. Ce postulat demande au
Conseil fédéral d'élaborer un rapport sur le fonctionnement du fédéralisme durant la
crise du Covid-19, notamment au niveau de la coordination entre les cantons et la
Confédération. Les possibles améliorations institutionnelles et organisationnelles
devront être examinées sous le prisme des avantages et inconvénients de l'organisation
actuelle. 
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter ce postulat, précisant que ses demandes
seront prises en compte dans le cadre de l'évaluation de la gestion de crise pendant la
2e phase de la pandémie de COVID-19. 
Le Conseil national a adopté le texte sans discussion. 2

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Nach dem Abbruch der Verhandlungen über das institutionelle Rahmenabkommen mit
der EU verlangte Damien Cottier (fdp, NE) mit einem Postulat im Juni 2021 vom
Bundesrat einen Bericht zu Evaluation, Prioritäten, Sofortmassnahmen und nächsten
Schritte in der Europapolitik. Unter anderem verlangte Cottier die Neubeurteilung der
Vor- und Nachteile verschiedener europapolitischer Instrumente unter der
Berücksichtigung der Veränderungen seit der Publikation des Berichts in Erfüllung des
Postulats Markwalder (fdp, BE; Po. 09.3560). Als Grundlage sollten die im Europabericht
2006 aufgestellten Kriterien zur Weiterführung des bilateralen Wegs dienen. Des
Weiteren soll der Bundesrat einen Prioritäten-Katalog mit konkreten Massnahmen für
die zukünftige Europapolitik festlegen, mit dem die Ziele des Legislaturprogramms
2019-2023 erreicht werden könnten. Überdies sollte der Bundesrat auch künftige
Schritte zur Konsolidierung und Weiterentwicklung der bilateralen Beziehungen unter

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
AMANDO AMMANN
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Einbezug der Erwartungen aus Wirtschaft, Bildung, Forschung und Zivilgesellschaft
darlegen. Cottier befürchtete, dass der bilaterale Weg ohne Aktualisierung und
Entwicklung zerfallen könnte – und das, obwohl sich eine Mehrheit der Bevölkerung
stabile Beziehungen zur EU wünsche. 
Der Bundesrat verkündete in seiner Stellungnahme, dass er in Erfüllung der Postulate
Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151), Naef (sp, ZH; Po. 17.4147) und der Fraktion der Grünen (Po.
14.4080) einen Bericht über die Beziehungen mit der EU erarbeite. Dieser werde neben
einer Beurteilung auch Massnahmen zur Sicherstellung des Zugangs zum EU-
Binnenmarkt und einer guten Zusammenarbeit enthalten. Da dieser Bericht auch die im
Postulat gestellten Fragen beantworten werde, beantragte der Bundesrat die Annahme
desselben. 
Der Nationalrat nahm das Postulat in der Herbstsession 2021 stillschweigend an. 3

Ständerätin Heidi Z'graggen (mitte, UR) reichte im Dezember 2021 ein Postulat ein, mit
dem sie den Bundesrat dazu aufforderte, den geplanten Bericht zu den Beziehungen
mit der EU um eine Analyse der Schweizer Leistungen für die EU zu ergänzen.
Ebenjener Bericht wird derzeit in Erfüllung der Postulate Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151),
Naef (sp, ZH; Po. 17.4147), Cottier (fdp, NE; Po. 21.3654), der Grünen Fraktion (Po.
14.4080, Po. 21.3667), der SP-Fraktion (Po. 21.3618) und der Motion Minder (parteilos,
SH; Po. 21.4184) erarbeitet. Heidi Z'graggen argumentierte, dass man für die künftige
Verhandlungsstrategie die durch die Schweiz erbrachten Leistungen quantifizieren
müsse. Teil der Quantifizierung sei beispielsweise der Beitrag der Schweiz zum BIP des
EU-Binnenmarkts. Neben einer Analyse der Export- und Importleistungen erwartete die
Postulantin auch eine Übersicht über die Leistungen im Bereich des alpenquerenden
Transitverkehrs und des Stromtransits; über die Abschöpfungen der höheren Kaufkraft
in der Schweiz durch EU-Unternehmen; über die Leistungen der Schweiz für
Grenzgängerinnen und Grenzgänger; über die Kosten der Personenfreizügigkeit
bezüglich Wohnungspreisen, Umweltgütern, Staustunden und Sozialwerken; über die
durch EU-Studierende anfallenden Kosten; sowie über allfällige Sozialleistungstransfers.

Der Bundesrat beantragte im Februar 2022 die Annahme des Postulats. Man werde die
Leistungen der Schweiz an die EU soweit machbar und sinnvoll in den Bericht
aufnehmen. 
In der Frühjahrssession 2022 bat Ständerat Noser (fdp, ZH) darum, diese
Kostenevaluation in Form von Bilanzen aufzuzeigen und nicht als einseitige
Betrachtung. Schliesslich gebe es auch eine Nutzenbetrachtung, beziehungsweise die
Kosten einer Nichtmitgliedschaft, was die geforderte Analyse jedoch sehr kompliziert
mache. Er mahnte auch, dass man die europapolitische Kooperation nicht mit einer
«Buchhaltermentalität» lösen könne. Auch Aussenminister Cassis rief den Ständerat
dazu auf, realistische Erwartungen an den Tag zu legen. Man könne die effektiven
Leistungen der Schweiz in vielen Fällen nicht genau bemessen, ein Beispiel dafür sei der
Bau der NEAT. Der Ständerat nahm das Postulat einstimmig an. 4

POSTULAT
DATUM: 01.03.2022
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

In der Sommersession 2022 reichte die WBK-NR in Erfüllung einer Petition (Pet.
21.2037) aus der Frauensession 2021 ein Postulat zur Analyse der Standards im Bereich
der schulischen Sexualaufklärung in der Schweiz ein. Der geforderte Bericht sollte in
Zusammenarbeit mit den Kantonen die effektive Umsetzung der Sexualaufklärung in der
Schule untersuchen und beleuchten, inwiefern internationale Standards eingehalten
werden und ob kantonsübergreifende Lehrpläne eine Vereinheitlichung vorangetrieben
haben. Der Bericht solle sich am Expertenbericht zum Postulat Regazzi (mitte, TI; Po.
14.4115) orientieren und kantonale Unterschiede in der Umsetzung der dort
vorgeschlagenen Massnahmen analysieren. Weiterhin bestünden bei der
Sexualaufklärung in der obligatorischen Schule starke Unterschiede zwischen den
Kantonen, argumentierte die Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG)
beantragte das Postulat zur Ablehnung. Der Bundesrat erachtete schulischen
Sexualkundeunterricht zwar als wichtig, lehnte jedoch Empfehlungen durch den Bund
ab, zumal die Kantone für die Primarschule verantwortlich seien. 
In der Herbstsession 2022 begründeten Kommissionssprecherin Sandra Locher

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
VIKTORIA KIPFER
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Benguerel (sp, GR) und Kommissionssprecher Philippe Nantermod (fdp, VS) den Antrag
der Kommission und verwiesen dazu unter anderem auf die Wichtigkeit der
Sexualaufklärung. Zudem gebe es bereits Projekte, etwa zu HIV, die vom Bund und nicht
von den Kantonen durchgeführt würden. In der Folge konnte das Postulat auf die
Unterstützung der geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und
Grünliberalen zählen. Auch in den Fraktionen der Mitte und der FDP.Liberalen fand der
Vorstoss einen gewissen Rückhalt, während sich die SVP-Fraktion geschlossen dagegen
positionierte. Insgesamt wurde das Postulat mit 101 zu 77 Stimmen bei 2 Enthaltungen
angenommen, nachdem die Abstimmung aufgrund eines erfolgreichen Ordnungsantrags
Cottier (fdp, NE) hatte wiederholt werden müssen. 5

1) AB NR, 2021, S. 827; Po. 20.4344
2) BO CN, 2021, p. 661
3) AB NR, 2021, S. 2087; Po. 21.3654
4) AB SR, 2022, S. 25 f.; Po. 21.4450
5) AB NR, 2022, S. 1838 f.
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